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Haußmann und Klenk: Die Regierungsfraktionen setzen auf Symbolpolitik
anstelle von Sachpolitik!

Im Zusammenhang mit dem Antrag der Grünen-Abgeordneten Charlotte Schneidewind-Hartnagel und
der SPD-Abgeordneten Sabine Wölfle zur Verschreibungspflicht der „Pille da-nach“ (Drucksache
15/2857) erklärten der sozialpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Wilfried Klenk MdL und der
sozialpolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion Jochen Haußmann MdL am Donnerstag (21. Februar)
in Stuttgart:

„Bei der ,Pille danach‘ handelt es sich um ein hochdosiertes Hormonpräparat. Die Entscheidung über
eine mögliche Freigabe des Präparats sollte daher nicht ohne vorherige umfassende Abklärung aller
Risiken erfolgen. Es ist daher nicht als sachgerecht anzusehen, wenn die Aktualität eines Themas
Vorrang vor der Abklärung möglicher Risiken hat. Um eine fundierte Entscheidung treffen zu können
haben wir die Durchführung einer öffentlichen Anhörung beantragt, da die Stellungnahme des
Sozialministeriums gezeigt hat, dass nicht alle Fakten bei der Beantwortung berücksichtigt wurden. So
liegt beispielsweise ein offener Brief des Berufsverbandes der Frauenärzte e.V. und der Deutschen
Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V. an die Bundesregierung vor, in welchem sich diese
gegen eine Freigabe aussprechen. Dieses Schreiben war dem Ministerium offensichtlich nicht bekannt.
Trotz unserer Hinweise auf die vorhandenen Unklarheiten wurde der Antrag von den Regierungsparteien
abgelehnt. Dies zeigt, dass eine Politik des Gehörtwerdens nur dann eine Rolle spielt, wenn das
gewünschte Ergebnis sicher eintritt. Sachgerechte Politik sieht anders aus.“


